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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Hauser (Krefeld), Lampersbach, 
Schmidhuber, Kunz (Berlin), Dr. Becker (Mönchengladbach), Engelsberger, Dr. Jobst, 
Pohimann, Dr. Unland, Rollmann, Sick, Schedl, Tilimann, Schmitz (Baesweiler), Biehle, 
Niegel, Schröder (Lüneburg), Frau Pieser, Dr. Franz, Bremer und Genossen 
- Drucksache 7/3511 - 

betr. Untersuchung der Prognos AG 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
6. Mai 1975 - II A 1 - 0207 39/1 - die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung hat seit der Verabschiedung der „Grund- 
sätze einer Strukturpolitik für kleine und mittlere Unter- 
nehmen" (Drucksache VI/1666) im Jahre 1970 die Berichterstat- 
tung und die Analyse von Lage und Entwicklung des gewerb- 
lichen Mittelstandes systematisch verbessert und ausgebaut. 
Der vom Bundesminister für Wirtschaft im Oktober 1973 an die 
Prognos AG, Basel, erteilte Forschungsauftrag zur „Beurteilung 
und Prognose der Bedeutung von isolierbaren ökonomischen, 
wissenschaftlich-technischen und sozialen Einflußfaktoren auf 
die zukünftige Entwicklung kleiner und mittlerer Unternehmen 
in der Bundesrepublik Deutschland" ist eine Fortführung dieser 
Aktivitäten. Die Bundesregierung sieht in der Prognos-Unter- 
suchung einen bemerkenswerten Beitrag zur Verbesserung der 
Informationsbasis ihrer Mittelstandspolitik und eine geeignete 
Grundlage für eine Erfolgskontrolle hinsichtlich der Wirksam- 
keit ihrer Maßnahmen. Das Datenmaterial verdeutlicht die 
öknomische Funktion der mittelständischen Wirtschaft im Rah- 
men des marktwirtschaftlichen Systems und zeigt gleichzeitig 
zahlreiche neue Aspekte für die Vertiefung und Ausgestaltung 
der Mittelstandspolitik auf. 

Der Unterstellung, die Bundesregierung erwecke mit der Publi- 
zierung der Ergebnisse dieser Untersuchung den Eindruck, daß 
es einer gezielten zukunftsorientierten Mittelstandspolitik nicht 
bedürfe, fehlt daher jede Grundlage. 


Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 
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Das Gutachten, zu dessen Erarbeitung eine Reihe wichtiger 
Verbände — wie z. B. BDI, BGA, BJU, DIHT, ZDH — und die 
Gewerkschaften durch Hinweise bzw. Unterlagen beigetragen 
haben, gibt einen differenzierten Überblick über die für die 
Entwicklung der einzelnen Unternehmensgrößenstrukturen 
maßgeblichen Einflußfaktoren sowie eine Quantifizierung die- 
ser Faktoren für die Existenz- und Wettbewerbsfähigkeit klei- 
ner und mittlerer Unternehmen. Das Gutachten bestätigt 
empirisch in wesentlichen Punkten die Einschätzung mittel- 
standspolitischer Probleme, wie sie die Bundesregierung sieht, 
kommt aber teilweise auch zu Ergebnissen, die von bisher als 
selbstverständlich unterstellten Grundannahmen der Wirt- 
schafts- und Gesellschaftspolitik abweichen. 

Die Prognos AG hat ihre Untersuchungsergebnisse Anfang 1975 
vorgelegt; sie sind anschließend vom Bundesministerium für 
Wirtschaft veröffentlicht worden. Vertreter aus Politik, Wirt- 
schaft und Wissenschaft sind gebeten worden, zu den Ergeb- 
nissen Stellung zu nehmen. 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die dem Prognos-Gutaditen 
zugrunde liegende Methode, aus der positiven Entwicklung der 
Unternehmensgrößenstruktur in der Bundesrepublik zwischen 
den Jahren 1961 und 1970 unter CDU/CSU-geführten Bundes- 
regierungen auf eine ähnlich positiv verlaufende Entwicklung 
in den Jahren 1975 bis 1985 schließen zu können? 

Zur Frage der Unternehmensgrößenstruktur enthält das 
Prognos-Gutachten Angaben über die Zahl der Unternehmen 
und Beschäftigten, untergliedert nach Beschäftigtengrößen- 
klassen, für die Jahre 1961, 1970 und 1985. Bei den Zahlen für 
1961 und 1970 handelt es sich um Angaben der amtlichen 
Arbeitsstättenzählung; die Zahlen für 1985 sind Prognose werte. 

Die Anzahl der Unternehmen nach Größenklassen 1961, 1970 
und 1985 in der Bundesrepubik Deutschland 

Unternehmen mit . . . Beschäftigten 


Jahr 

1-9 

10-49 

50-99 

100-199 

200-499 

500 u.m. 

Total 



absolut in 1000 




1961 

1977,3 

171,5 

21,8 

10,8 

6,4 

3,3 

2191,2 

1970 

1687,0 

176,6 

21,7 

11,2 

6,9 

3,6 

1908,1 

1985 

1630,7 

199,7 

24,8 

12,7 

6,6 

3,8 

1878,4 

in ®/o 

1961 

90,24 

7,83 

1,00 

0,49 

0,29 

0,15 

100 

1970 

88,47 

9,26 

1,14 

0,59 

0,36 

0,19 

100 

1985 

86,82 

10,63 

1,32 

0,68 

0,35 

0,20 

100 
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Die Anzahl der Beschäftigten in Unternehmen nach Größen- 
klassen 1961, 1970 und 1985 in der Bundesrepublik Deutschland 


Beschäftigte in Unternehmen mit . . . Beschäftigten 



1-9 

10-49 

50-99 

100-199 

200-499 

500 u.m. 




absolut in Mio 




1961 

5,05 

3,31 

1,51 

1,50 

1,95 

7,39 

20,71 

1970 

4,69 

3,39 

1,50 

1,55 

2,10 ' 

8,03 

21,26 

1985 

4,84 

3,80 

1,71 

1,75 

2,02 

8,38 

22,50 




in 

«/o 




1961 

24,38 

15,99 

7,27 

7,23 

9,44 

35,68 

100 

1970 

22,04 

15,93 

7,06 

7,30 

9,88 

37,79 

100 

1985 

21,52 

16,89 

7,62 

7,79 

8,96 

37,22 

100 


Danach kann von einer „positiven Entwicklung der Unter- 
nehmensgrößenstruktur in der Bundesrepublik Deutschland 
zwischen den Jahren 1961 und 1970 unter CDU/CSU-geführten 
Bundesregierungen" nur mit Einschränkungen gesprochen wer- 
den. Die Zahl der Unternehmen hat sich in diesem Zeitraum 
vielmehr um knapp 300 000 verringert. Für den Prognose- 
zeitraum bis 1985 werden dagegen nur geringfügige Änderun- 
gen vorausgesagt. 

Die von den Gutachtern verwendete Prognosemethode ist keine 
Fort Schreibung; vielmehr sind im Prognosemodell die relevan- 
ten Einflußfaktoren für den Zeitraum 1970 bis 1985 neu ge- 
wichtet worden. Dabei ist auch eine Reihe neuer Faktoren, 
wie z. B. die neuen kartellrechtlichen Bestimmungen sowie die 
Öffnung der Rentenversicherung für Selbständige, die sich 
konzentrationshemmend auswirken, berücksichtigt worden. 

Es trifft also nicht zu, daß von einer positiven Entwicklung in 
den Jahren 1961 bis 1970 auf die Zukunft geschlossen werde. 
Der Vergleich der Entwicklung von 1961 bis 1970 mit den 
Prognosedaten, die das Gutachten enthält, läßt einen solchen 
Schluß auch nicht zu. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, zuzugestehen, daß eine Grund- 
voraussetzung für die Realisierung der in dem Prognos-Gut- 
aditen für 1985 prognostizierten Unternehmensgrößenstruktur 
eine Kurskorrektur in der wirtschafts-, gesellschafts- und Mittel- 
standspolitik ist? 


Die Bundesregierung sieht keine Notwendigkeit, ihren Kurs 
einer auf Stärkung der sozialen Marktwirtschaft gerichteten 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik zu korrigieren. Eine wei- 
tere positive und vor allen Dingen marktgerechte Entwicklung 
der Unternehmensgrößenstrukturen ist gewährleistet. Die Bun- 
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desregierung ist der Auffassung, daß die „Grundsätze einer 
Strukturpolitik für kleine und mittlere Unternehmen" den 
richtigen Ansatzpunkt dafür bilden, die Entwicklung der 
Unternehmensgrößenstruktur durch konkrete Maßnahmen zu 
beeinflussen. In diesem Zusammenhang seien nur die Kartell- 
gesetznovelle, die Öffnung der Rentenversicherung für Selb- 
ständige, die kontinuierliche Aufstockung der verschiedenen 
Finanzierungshilfen aus ERP-Mitteln und die Kreditprogramme 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau genannt. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das Prognos- 
Gutaditen die gerade seit Ende 1973 von den Energie- und 
Rohstoffmärkten sowie den weltwirtschaftlichen Veränderungen 
ausgehenden Effekte in ihrer Wirkung auf die Entwicklung der 
Betriebsgrößenstnikturen sowie die Entwicklungsmöglichkeiten 
der mittelständischen Unternehmen völlig außer acht läßt und 
daher auch infolge dieser geänderten außenwirtschaftlichen Ver- 
hältnisse ein Vergleich mit der Entwicklung zwischen 1961 und 
1970 mehr als gewagt erscheint? 


Es trifft nicht zu, daß das Gutachten die von den markt- 
wirtschaftlichen Veränderungen seit Ende 1973 ausgehenden 
Effekte unberücksichtigt läßt. 

Die Prognose der Entwicklung der Unternehmensgrößenstruk- 
turen bis 1985 wurde vielmehr auf der Basis aller bis Mitte 1974 
absehbaren Entwicklungen durchgeführt. Das Gutachten bezieht 
also auch die Erhöhung des Energiepreisniveaus und die Ver- 
änderung von Währungsparitäten bis zu diesem Zeitpunkt mit 
ein. Deshalb bestehen weder sachliche noch methodische Beden- 
ken gegen einen Vergleich zwischen der Entwicklung von 1961 
bis 1970 und der voraussichtlichen Entwicklung bis 1985. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die dem Gut- 
achten zugrunde liegende Methode einer pauschalen Saldierung 
von Plus- und Minuszahlen die strukturellen Wandlungspro- 
zesse gerade in der mittelständisciien Wirtschaft stark ver- 
schleiert, daß dadurch ein zu positiv gefärbtes Gesamtergebnis 
der Entwicklungstendenzen verursacht wird und der Aussage- 
wert des Gutachtens für bestimmte Wirtschaftsbereiche infolge- 
dessen unzureichend wird? 


Die Saldierung von Plus- und Minuszahlen ist für die Gesamt- 
betrachtung einer dynamischen Volkswirtschaft, in der sich 
zwangsläufig häufig auch die Tätigkeitsfelder vieler Selbstän- 
diger ändern, der einzige Maßstab zur Beurteilung von gesamt- 
wirtschaftlichen Strukturanpassungsvorgängen. Erfolgreicher 
Strukturwandel drückt sich gerade darin aus, in welchem Um- 
fang es gelingt, wirtschaftliche Aktivitäten aus rückläufigen 
oder stagnierenden Bereichen in Wachstumsbereiche der Wirt- 
schaft zu verlagern. 

Für eine unter anderen Gesichtspunkten differenzierende 
Analyse enthält das Gutachten annähernd 200 Tabellen, die 
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die unterschiedlichen Entwicklungen in einzelnen Wirtschafts- 
bereichen und Branchen verdeutlichen. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Feststellung des Pro- 
gnos-Gutachens, daß es „keine generelle Konzentrationstendenz 
in der deutschen Wirtschaft" gäbe und „die Konzentration der 
Unternehmen aller Wirtschaftsbereiche sich in Zukunft ins- 
gesamt nicht weiter fortsetzen" werde angesichts der jüngsten 
amtlichen Zahlen des Bundeskartellamtes über eine weitere 
Beschleunigung des Konzentrationsprozesses im Jahre 1974, wo- 
nach 1974 die höchste Zahl von Konzentrationsvorgängen seit 
1966 vom Bundeskartellamt erfaßt wurde und allein gegenüber 
1973 eine Zunahme von 31 v. H. zu verzeichnen ist (Tagesnach- 
richten des Bundesministeriums für Wirtschaft vom 12. Februar 
1975)? 

Die globale Feststellung des Gutachtens, daß es keine generelle 
Konzentrationstendenz in der deutschen Wirtschaft gebe, und 
die Zahlenangaben des Kartellamts über die Zusammenschluß- 
fälle in zwei aufeinanderfolgenden Jahren widersprechen sich 
nicht. 

Das Gutachten betont an mehreren Stellen, daß die strukturelle 
Entwicklung in den einzelnen Branchen sehr differenziert ge- 
sehen werden muß. Auch die bisherigen Untersuchungen des 
Bundeskartellamtes zeigen, daß die Konzentrationsentwicklung 
und der Konzentrationsgrad in den einzelnen Sektoren der 
Wirtschaft sehr unterschiedlich sind. Die Erklärung des Bundes- 
kartellamtes, auf die in der Frage Bezug genommen wird, 
besagt ebenfalls nichts über eine generelle Konzentrations- 
tendenz in der deutschen Wirtschaft; es handelt sich vielmehr 
nur um eine Addition der dem Bundeskartellamt gemeldeten 
Zusammenschlüsse von Unternehmen ohne jede wettbewerb- 
liche Gewichtung und Aufgliederung nach Sektoren der Wirt- 
schaft. Es wird noch untersucht werden müssen, inwieweit aus 
diesem rein numerischen Material schlüssige Folgerungen auf 
einen wettbewerbsschädigenden Fortgang der Konzentration 
gezogen werden können. 

Auf die Unvergleichbarkeit der Ergebnisse der Prognos-Unter- 
suchung und der Feststellung des Bundeskartellamtes ist kürz- 
lich auch von Professor Biedenkopf hingewiesen worden (vgl. 
seinen Artikel „Die große Chance der Kleinen“ im Manager- 
Magazin, April 1975, S. 14). Für die Fusionskontrolle gelten 
andere Kriterien, als sie von der Prognos AG für die Definition 
der kleinen und mittleren Unternehmen zugrundegelegt wor- 
den sind. Die Anzeigepflicht nach dem Kartellgesetz beruht in 
erster Linie auf dem Jahresumsatz (500 Mio DM Jahresumsatz) 
der an dem Zusammenschluß beteiligten Unternehmen ins- 
gesamt; daneben ist eine Fusion auch anzeigepflichtig, wenn 
die zusammengeschlossenen Unternehmen zusammen einen 
Marktanteil von 20 v. H. besitzen oder mehr als 10 000 Be- 
schäftigte haben. Demgegenüber werden in der Prognos-Unter- 
suchung alle Unternehmen mit einer Beschäftigtenzahl bis zu 
500 als kleine und mittlere Unternehmen angesehen. 
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6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ein entscheiden- 
der Mangel des Gutachtens in der Tatsache begründet ist, daß 
sich die Darstellung und Analyse der Lage und Aussichten der 
mittelständischen Unternehmen nicht auf die Zugehörigkeit der 
Betriebe zu Organisationsformen (Industrie, Handel, Handwerk) 
konzentriert und dadurch der gewaltige Strukturwandel gerade 
im mittelständischen Bereich nicht sichtbar wird? 


Die „Organisationsformen" sind kein eindeutiges und operatio- 
nales Kriterium für die Abgrenzung der Unternehmen nach 
ihrer spezifischen volkswirtschaftlichen Bedeutung. So ist es 
beispielsweise in der Möbelbranche sachlich kaum möglich, 
zwischen einer Tischlerei mit 20 Beschäftigten, die in die Hand- 
werksrolle eingetragen ist, und einem Unternehmen mit der 
gleichen Beschäftigtenzahl, das als Industriebetrieb geführt 
wird, zu unterscheiden. 

Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, daß die von der 
Prognos AG gewählte funktionale Betrachtungsweise realitäts- 
nah ist, da sie nicht dort künstlich trennt, wo gleiche Existenz- 
und Wettbewerbsbedingungen gegeben sind. 

Im übrigen wird z. B. der Bereich des Handels in der Prognos- 
Untersuchung gesondert ausgewiesen. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die im Prognos-Gutachten 
vorgenommene Aufgliederung der Altersstrukturen in lediglich 
zwei Gruppen (unter und über 45 Jahre) hinsichtlich der Mög- 
lichkeiten zur Analyse der Verschiebungen im Altersaufbau so- 
wie für die Attraktivität selbständiger unternehmerischer Tätig- 
keit? 

9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Feststellung des Prognos- 
Gutachtens, wonach „die Bereitschaft zur Selbständigkeit“ nicht 
abnehme und es für entgegengesetzte Annahmen keine empi- 
rischen Belege gäbe, angesichts ihrer Feststellung in der Ant- 
wort auf die Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion betreffend 
mittelständische Wirtschaft in der sechsten Wahlperiode, in der 
sie einräumen mußte, daß die wirtschaftliche Selbständigkeit an 
Attraktivität zu verlieren „scheine"? 


Die im Gutachten vorgenommene Aufgliederung der Alters- 
strukturen der Selbständigen in die zwei Gruppen unter und 
über 45 Jahre ist nach Auffassung der Bundesregierung für den 
analytischen Zusammenhang, in dem diese Altersgruppen ge- 
genübergestellt werden, sachgerecht. Bis zum 45. Lebensjahr 
fällt in der Regel die Entscheidung für die Übernahme einer 
selbständigen Tätigkeit. Somit läßt sich mit der Abschnitts- 
größe: 45 Jahre durchaus feststellen, wie sich die Altersstruktur 
der Selbständigen verändert. Eine weitere Untergliederung 
hätte allerdings einen zusätzlichen Informationswert haben 
können. 

Das Gutachten belegt statistisch, daß der Anteil der Selbstän- 
digen unter 45 Jahre angestiegen ist (1961: 32,2 Vo, 1970: 43 Vo). 
Die in den „Grundsätzen einer Strukturpolitik für kleine und 
mittlere Unternehmen" - Drucksache VI/1666 Seite 3, ge- 
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äußerte Befürchtung, daß die wirtschaftliche Selbständigkeit an 
Attraktivität zu verlieren scheine, hat sich demnach empirisch 
nicht bestätigt. 


8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß im Prognos-Gut- 
aditen zwar objektiv feststellbare Kriterien für die Entwicklung 
der Unternehmensgrößenstruktur berücksichtigt sind, die weit- 
aus wichtigeren gesellschaftspolitisch und psychologisch bedeut- 
samen Einflußfaktoren sowie der sich ständig ändernde Daten- 
kranz der staatlichen Wirtschaftspolitik dagegen völlig unzu- 
reichend berücksichtigt werden? 

Der Forschungsauftrag beschränkte sich auf die statistisch 
isolierbaren Einflußfaktoren. Das Gutachten gibt jedoch auch 
einen dezidierten Überblick über zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
noch nicht immer in ihren Auswirkungen quantifizierbare ge- 
sellschaftspolitisch und psychologisch bedeutsame Einflußfakto- 
ren (z. B. liegen für die Erweiterung der Mitbestimmung und 
die Vermögensabgabe noch keine verbindlichen gesetzlichen 
Bestimmungen vor) . 

Die Prognos-Untersuchung ist der erste Versuch, im Bereich 
der Mittelstandspolitik wirtschafts- und gesellschaftspolitische 
Einflußfaktoren in ihrer Bedeutung für die Untemehmens- 
größenstruktur systematisch darzustellen und zu gewichten. Die 
Nennung und Gewichtung dieser Einflußfaktoren hat deshalb 
auch z. B. der Bundesverband Junger Unternehmer (BJU) als 
das Interessanteste an der .Prognos-Untersuchung bezeichnet 
und die Konsequenz gezogen: „Alle diese Einflußgrößen sind 
entscheidend vom Unternehmer selbst zu beeinflussen." 

Die Bundesregierung wird die z. T. neu aufgeworfenen Frage- 
stellungen durch weitere Untersuchungen analysieren lassen. 


10. Teil die Bundesregierung die Auffassung des Prognos-Gutadi- 
tens, daß es sidi bei der „Abnahme der Selbständigenzahlen 
in den letzten Jahren" um einen „normalen marktwirtschaft- 
lichen Vorgang" handle angesichts der jüngsten Ergebnisse der 
amtlichen Konkursstatistik des Statistischen Bundesamtes, wo- 
nach die Zahl der Konkurse seit 1973 emporschnellte und 1974 
mit 7222 einen absoluten Höchststand in der Nachkriegs- 
geschidite der Bundesrepublik Deutschland erzielte? 


Das Gutachten liefert umfassende Erklärungen dafür, warum 
sich in einigen Bereichen die Zahl der Selbständigen in den 
letzten Jahren verringert hat. Die höhere Mobilität der Bevöl- 
kerung sowie die Agglomeration in Stadtregionen hat natur- 
gemäß zum Rückgang von Handwerks- und Einzelhandels- 
betrieben mit nur lokalem Einzugsbereich geführt. Ebenso 
selbstverständlich ist es in unserer Marktwirtschaft, daß da- 
durch ein Teil der Ansatzpunkte zum Aufbau neuer selbstän- 
diger Existenzen entfällt. 
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Die Zunahme der Insolvenzen in den Jahren 1973 und 1974 ist 
dagegen im wesentlichen auf eine Veränderung der gesamt- 
wirtschaftlichen Situation zurüdczuführen; sie wurde vorüber- 
gehend verstärkt durch konjunkturelle Schwierigkeiten. Auch 
wenn die Folgen im Einzelfall schmerzlich sind, handelt es sich 
dabei in aller Regel um marktwirtschaftlich adäquate Vorgänge, 
wenn Unternehmen mit mangelnder Flexibilität, unzureichen- 
der Kapitalbasis oder schwachem Management aus dem Markt 
ausscheiden müssen. Dieser, Zusammenhang wird beispiels- 
weise in der Bau Wirtschaft deutlich, in der es 1974 knapp 
1400 Insolvenzen gab, weil die langfristig mögliche Absatz- 
entwicklung von den Unternehmen häufig falsch eingeschätzt 
worden ist. Anzumerken ist, daß die Konkursstatistik nur die 
durch Insolvenz aus dem Markt ausgeschiedenen Unternehmen 
angibt. Eine amtliche Statistik über die gleichzeitig erfolgenden 
Neugründungen von Unternehmen gibt es nicht. Erst die 
Gegenüberstellung von Zu- und Abgängen würde eine sach- 
gerechte Aussage über die tatsächlichen Bestandsveränderun- 
gen ermöglichen. Das umfangreiche statistische Material der 
Prognos-Untersuchung stellt daher eine wesentliche Verbesse- 
rung der bisher auf diesem Gebiet vorhandenen Informations- 
möglichkeiten dar. 


11. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der fehlenden 
Emissionsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen ebenso 
wie der Frage der Kreditkonditionen unter betriebsgrößen- 
differenzierenden Gesichtspunkten keine verzerrende Wirkung 
beigemessen werden kann angesichts der umstrittenen Tat- 
sache, daß die Eigenf inanzierungsquote speziell bei mittelstän- 
dischen Unternehmen ständig rückläufig und im Vergleich zu 
emissionsfähigen Unternehmen unzureichend ist? 


Es trifft nicht zu, daß die Eigenfinanzierungsquote mittel- 
ständischer Unternehmen im Vergleich zu emissionsfähigen 
Großunternehmen generell unzureichend ist, Untersuchungen 
einer Arbeitsgruppe aus Vertretern des Bundesministeriums 
für Wirtschaft, der Länder und einiger Banken haben kürzlich 
ergeben, daß die Verhältnisse in den einzelnen Branchen und 
Regionen so verschieden sind, daß eine empirisch belegbare 
allgemeine Aussage nicht möglich ist. Es gibt eine ganze Anzahl 
Branchen, in denen der durchschnittliche Eigenkapitalanteil 
mittelständischer Unternehmen über dem der Großunternehmen 
liegt, und es gibt auch Branchen, in denen die Verhältnisse 
umgekehrt sind. 

Allerdings ist bei allen Unternehmensgrößen ein rückläufiger 
Anteil des Eigenkapitals festzustellen. Eine sinkende Eigen- 
kapitalquote ist jedoch - insbesondere bei expandierenden 
Unternehmen - nicht unbedingt negativ zu beurteilen, wenn 
die Investitionsfinanzierung durch langfristiges Fremdkapital 
erfolgt. 

Die langfristige Investitionsfinanzierung ist jedoch deshalb für 
kleine und mittlere Unternehmen häufig besonders schwierig. 
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weil diese Unternehmen nicht kontinuierlich investieren, son- 
dern in unregelmäßigen Abständen große, umfassende Investi- 
tionen vornehmen, denen dann eine längere Konsolidierungs- 
phase folgt. Die Prognos-Untersuchung weist nach Auffassung 
der Bundesregierung zutreffend darauf hin, daß die Finanzie- 
rungssdiwierigkeiten kleiner und mittlerer Unternehmen auf 
dem Hintergrund dieses unterschiedlichen Bedarfs gesehen 
werden müssen. Prognos schließt dabei nicht aus - wie in der 
Frage unterstellt wird -, daß die fehlende Emissionsfähigkeit 
und die Kreditkonditionen unter betriebsgrößendifferenzieren- 
den Gesichtspunkten besondere Bedeutung haben können. Es 
wird im Gegenteil betont, daß Großunternehmen sich infolge 
ihres Zuganges zum Kapitalmarkt sowohl haftendes Kapital 
als auch langfristiges Fremdkapital zu festen Konditionen 
leichter beschaffen können als mittelständische Unternehmen. 


12. Ist die Bundesregierung bereit, aus der Feststellung des Prog- 
nos-Gutaditens, wonach, mit steigender Unternehmensgröße die 
Zahl der patentierten Erfindungen pro Dollar Forsdiungs- und 
Entwicklungsaufgaben geringer wird, die nötigen Konsequen- 
zen im Rahmen der staatlichen Forschungsförderung zu ziehen, 
und ist die Bundesregierung bereit, künftig sicherzustellen, daß 
nicht wie bislang 95 v. H. der staatlichen Forschungsförde- 
rungsmittel an Großbetriebe gezahlt werden, obwohl deren 
Forschungsergebnisse relativ geringer sind als die bei Klein- 
und Mittelbetrieben? 


Die Bundesregierung fördert im Rahmen ihrer Forschungs- 
politik in wachsendem Umfang (1969: 24,1 Mio DM, 1975: 
45,0 Mio DM) F + E-Vorhaben kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen, um sie in die Lage zu versetzen, durch Anwendung 
neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse am technischen Fort- 
schritt teilzunehmen und um das bei diesen Unternehmen vor- 
handene Innovationspotential zu aktivieren. 

Soweit solche Unternehmen ihren Forschungsbedarf nicht im 
eigenen Bereich decken können, können sie ihre wissenschaft- 
lich-technischen Ziele als Gemeinschaftsvorhaben im Verbund 
branchenbezogener Forschungsvereinigungen verfolgen. Der 
Bundesminister für Wirtschaft fördert diese Vorhaben über die 
Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen 
(AIF), welche die einzelnen Projekte koordiniert und betreut. 

Die kleinen und mittleren Unternehmen können dabei ihre 
Forschungsziele und Projekte selbst bestimmen und sie in den 
Instituten der industriellen Forschungsgemeinschaften oder in 
anderen Forschungsinstituten durchführen. 

Unabhängig von den bestehenden Förderungsprogrammen ver- 
stärkt die Bundesregierung kontinuierlich die Förderung der 
Forschung, Entwicklung und Innovation in kleinen und mittle- 
ren Unternehmen. Dazu gehört auch die verstärkte Einbezie- 
hung von kleinen und mittleren Unternehmen in die Förder- 
maßnahmen der Fachprogramme des Bundesministers für 
Forschung und T echnologie. 
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Ergänzend muß darauf hingewiesen werden, daß die Zahl der 
patentierten Erfindungen pro Dollar Forschungs- und Entwick- 
lungsausgaben bei verschiedenen Unternehmensgrößen, Indu- 
striebranchen oder Staaten lediglich ein Indikator für die 
Effizienz im F+E-Bereich ist. Er kann für sich allein nicht für 
Schlußfolgerungen über die staatliche F + E-Förderung heran- 
gezogen werden. So ist zu berücksichtigen, daß die Unter- 
nehmen keine einheitliche Praxis im Erwerb von Schutzrechten 
haben; es gibt über mehrere Jahrzehnte hinweg erfolgreiche 
F + E-intensive Firmen, die grundsätzlich keine Patente an- 
melden. 

Auch wenden Großunternehmen in nicht unbeträchtlichem 
Umfang F + E-Mittel für Grundlagenarbeiten auf, die auch im 
Erfolgsfall nicht zu patentrechtlich geschützten Ergebnissen 
führen; solche Grundlagenarbeiten werden bei kleineren Unter- 
nehmen kaum durchgeführt. 

Die Bundesregierung hat hierzu ausführlich in ihrer Antwort 
auf die Kleine Anfrage zur Situation der Forschungsförderung 
kleiner und mittlerer Unternehmen vom 4, Juli 1974 (Druck- 
sache 7/2343) sowie im Forschungsbericht V Stellung ge- 
nommen. 
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